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1. Die Beklagte wird unter AbÃ¤nderung des Bescheides vom 19.02.2015 in der
Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 06.08.2015 verurteilt, dem KlÃ¤ger Rente
auf unbestimmte Zeit nach einer MdE von 20 % auch Ã¼ber den 22.03.2014 hinaus
zu zahlen. 2. Die Beklagte trÃ¤gt die erstattungsfÃ¤higen auÃ�ergerichtlichen
Kosten des KlÃ¤gers.

Tatbestand:

Der am 00.00.1969 geborene KlÃ¤ger begehrt von der Beklagten die weitere
Zahlung der wegen der Folgen eines Arbeitsunfalls gewÃ¤hrten Verletztenrente
nach Â§ 56 Abs. 1 i. V. m. Abs. 3 SGB VII (Sozialgesetzbuch â�� Siebtes Buch â��
Gesetzliche Unfallversicherung).

Er verletzte sich am 05.04.2013 beim Zuschneiden von Feuerholz die rechte Hand
an einer TischkreissÃ¤ge. Die Beklagte erkannte dieses Ereignis als Arbeitsunfall an
und zahlte ihm wegen der Unfallfolgen "Verlust des rechten Zeigefingers im
Grundgelenk, vorÃ¼bergehende verminderte Kraftentfaltung der rechten Hand." bis
22.03.2014 eine Rente â�� als vorlÃ¤ufige EntschÃ¤digung â�� auf der Basis einer
MdE (Minderung der ErwerbsfÃ¤higkeit) von 20 %, die Zahlung einer Rente
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darÃ¼ber hinaus wurde allerdings abgelehnt. Grundlage hierfÃ¼r war im
Wesentlichen das Erste Rentengutachtens vom 22.05.2014, wobei die Gutachterin
Frau T1 (OberÃ¤rztin im T2. J Krankenhaus T3 in der Abteilung fÃ¼r Hand- und
Plastische Chirurgie) allerdings eine MdE von 20 % auch darÃ¼ber hinaus
vorgeschlagen hatte; dieser Bewertung konnte sich der Beartungsarzt U aber nicht
anschlieÃ�en. Insoweit wird wegen der nÃ¤heren Einzelheiten Bezug genommen auf
das Gutachten vom 22.05.2014 und die beratungsÃ¤rztliche Stellungnahme vom
02.07.2014 sowie den Bescheid vom 19.02.2015.

Der auf WeiterÂ¬zahlung gerichtete Widerspruch des KlÃ¤gers (SchriftsÃ¤tze vom
02.03. und 23.04.2015) blieb erfolglos. DiesbezÃ¼glich wird wegen der Einzelheiten
vollinhaltlich auf den Widerspruchsbescheid vom 06.08.2015 verwiesen.

Hiergegen richtet sich die mit Schriftsatz vom 12.08.2015 erhobene und mit
Schriftsatz vom 18.02.2016 begrÃ¼ndete Klage. Der KlÃ¤ger bezieht sich zur
BegrÃ¼ndung seines Begehrens auf den gutachterlichen Vorschlag der Frau T1 und
hÃ¤lt die beratungsÃ¤rztlichen EinwÃ¤nde fÃ¼r inhaltlich nicht nachvollziehbar.
Wegen der Einzelheiten seines Vortrags wird auf den weiteren Inhalt der von ihm im
Laufe des Verfahrens eingereichten SchriftsÃ¤tze â�� insbesondere vom
18.02.2016 und 18.05. sowie 26.10.2017 und 30.04.2018 â�� ergÃ¤nzend Bezug
genommen.

Der KlÃ¤ger beantragt,

die Beklagte unter Aufhebung des Bescheides vom 19.02.2015 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 06.08.2015 zu verurteilen, ihm wegen der Folgen des
Arbeitsunfalls vom 05.04.2013 Ã¼ber den 22.03.2014 hinaus eine Verletztenrente
nach einer Minderung der ErwerbsfÃ¤higkeit in einer HÃ¶he von mindestens 20 von
100 der Vollrente zu gewÃ¤hren.

Die Beklagte beantragt,

die Klage abzuweisen.

Die Beklagte bleibt bei ihrer ablehnenden Haltung. Sie hÃ¤lt die EinschÃ¤tzung von
Frau T1 nach wie vor nicht fÃ¼r Ã¼berzeugend und sieht sich durch die
gerichtlicherseits verÂ¬anlassten Ermittlungen bestÃ¤tigt (SchriftsÃ¤tze vom
26.08.2015 und 18.03. sowie 28.11.2016 und 15.05.2018).

Das Gericht hat zunÃ¤chst die Verwaltungsakten beigezogen und sodann
Befundberichte der behandelnden Ã�rzte eingeholt, es hat sodann ein
sozialmedizinisches SachverstÃ¤ndigen-gutachten bei dem Arzt fÃ¼r Chirugie /
Unfall- und Handchirurgie T4 in Auftrag gegeben (Beweisanordnung vom
16.01./02.02.2017). Dieser Gutachter hÃ¤lt eine MdE von 10 % fÃ¼r angemessen.
Auf sein Gutachtens vom 20.03.2017 wird Bezug genommen.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird im Ã�brigen auf
den rest-lichen Inhalt der Streit- und Verwaltungsakten verwiesen. Auch dieser ist
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Gegenstand der mÃ¼ndlichen Verhandlung sowie der anschlieÃ�enden Beratung
der Kammer gewesen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die Klage ist zulÃ¤ssig und auch begrÃ¼ndet. Die Entscheidung der Beklagten ist
nicht recht-mÃ¤Ã�ig; sie belastet den KlÃ¤ger zu Unrecht und ist daher
abzuÃ¤ndern. Der KlÃ¤ger hat nicht nur Anspruch auf eine Rente als vorlÃ¤ufige
EntschÃ¤digung fÃ¼r einen begrenzten Zeitraum, sondern es steht ihm diese Rente
nach einer MdE von 20 % auch auf unbestimmte Zeit zu.

Die MdE richtet sich gemÃ¤Ã� Â§ 56 Abs. 2 Satz 1 SGB VII nach dem Umfang der
sich aus der BeeintrÃ¤chtigung des kÃ¶rperlichen und geistigen
LeistungsvermÃ¶gens ergebenden vermin-derten ArbeitsmÃ¶glichkeiten auf dem
gesamten Gebiet des Erwerbslebens. Die Bemessung des Grades der MdE ist nach
stÃ¤ndiger Rechtsprechung des Bundessozialgerichts, der sich das Gericht
vorbehaltlos anschlieÃ�t, eine Tatsachenfeststellung, die das Tatsachengericht
unter BerÃ¼cksichtigung der gesamtem UmstÃ¤nde des Einzelfalls gemÃ¤Ã� Â§
128 Abs. 1 Satz 1 SGG (Sozialgerichtsgesetz) nach seiner freien, aus dem
Gesamtergebnis des Verfahrens gewonnenen Ã�berzeugung trifft (siehe BSG vom
20.01.2016 â�� B 2 U 11/15 R â�� juris Rn. 15 m.w.N.). Dies gilt fÃ¼r die
Feststellung der BeeintrÃ¤chtigung des LeistungsvermÃ¶gens des Versicherten
ebenso wie fÃ¼r die auf der Grundlage medizinischer und sonstiger Erfahrungs-
sÃ¤tze Ã¼ber die Auswirkungen bestimmter kÃ¶rperlicher oder seelischer
BeeintrÃ¤chtigungen zu treffende Feststellung der ihm verbliebenen
ErwerbsmÃ¶glichkeiten.

Ã�rztliche MeinungsÃ¤uÃ�erungen darÃ¼ber, inwieweit BeeintrÃ¤chtigungen sich
auf die Erwerbs-fÃ¤higkeit auswirken, sind eine wichtige und vielfach
unentbehrliche Grundlage fÃ¼r die richter-liche SchÃ¤tzung der MdE, vor allem
soweit sie sich darauf beziehen, in welchem Umfang die kÃ¶rperlichen und
geistigen FÃ¤higkeiten des Verletzten gerade durch Folgen eines Arbeits-unfalls
beeintrÃ¤chtigt sind. Daneben sind auch die von der Rechtsprechung sowie dem
ver-sicherungsrechtlichen und versicherungsmedizinischen Schrifttum
herausgearbeiteten Er-fahrungssÃ¤tze bei der Beurteilung der MdE zu beachten.
Diese sind zwar nicht fÃ¼r die Entscheidung im Einzelfall bindend, bilden aber die
Grundlage fÃ¼r eine gleiche, gerechte Bewertung der MdE in zahlreichen
ParallelfÃ¤llen der tÃ¤glichen Praxis (siehe dazu BSG vom 18.01.2011 â�� B 2 U
5/10 Râ�� juris Rn. 16 m.w.N.).

Ausgehend von diesen hÃ¶chstrichterlich durchweg anerkannten GrundsÃ¤tzen ist
die hier zur Entscheidung berufene Kammer nach dem Ergebnis der
Beweisaufnahme davon Ã¼berzeugt, dass die Folgen des Arbeitsunfalls mit einer
MdE von 20 % zu bewerten ist und dem KlÃ¤ger daher eine Rente auf unbestimmte
Zeit in entsprechender HÃ¶he zusteht.

Dabei stÃ¼tzt sich das Gericht insbesondere auf die AusfÃ¼hrungen des
gerichtlichen Sachver-stÃ¤ndigen T4 in dessen Gutachten. Danach liegt als
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Unfallfolge neben dem vollÂ¬stÃ¤ndigen Verlust des rechten Zeigefingers im
Grundgelenk auch weiterhin â�� und nicht nur vorÃ¼bergehend â�� eine
Kraftminderung der rechten Hand vor, auÃ�erdem eine GefÃ¼hlsstÃ¶rung im
Bereich des Amputationsstumpfes sowie Phantomschmerzen und â�� wenn auch
geringe â�� BewegungseinschrÃ¤nkungen der Finger 3 â�� 5 sowie schlieÃ�lich
eine EinschrÃ¤nkung des Feingriffes der rechten Hand. Die Auswirkungen dieser
Unfallfolgen auf das Erwerbsleben sind mit einer MdE von 10 % â�� wie von T4
vorgeschlagen â�� nicht angemessen eingeschÃ¤tzt. Die Kammer folgt daher dem
gutachterlichen Vorschlag insoweit nicht. Nach Auffassung des Gerichts ist hier eine
MdE von 20 % auszugehen, um den EinschrÃ¤nkungen der ArbeitsmÃ¶glichkeiten
auf dem gesamten Gebiet des Erwerbslebens gerecht zu werden. Insoweit ist die
Kammer davon Ã¼berzeugt, dass der Vorschlag von Frau T1, den sie in der vom
KlÃ¤ger nachgereichten Stellungnahme vom 30.01.2018 noch einmal bekrÃ¤ftigt,
nachvollziehbar begrÃ¼ndet ist.

Das Gericht hat bereits auf die abstrakte Berechnung hingewiesen, ebenso darauf,
dass die Kriterien der Versorgungsmedizin-Verordnung hier keine Anwendung
finden. MaÃ�gebend sind allein die in der Literatur verÃ¶ffentlichten
Erfahrungswerte. Diese unterliegen allerdings einen stÃ¤ndigen Wandel (siehe BSG
vom 18.01.2011 â�� B 2 U 5/10 Râ�� juris Rn. 16 m.w.N.). Insoweit ist festzustellen,
dass die von T4 herangezogenen Werte nicht mehr dem aktuellen Stand
entsprechen. So wird zwar noch in der 13. Auflage aus dem Jahr 2012 der
"Unfallbegutachtungâ�� von Mehrhoff/Ekkernkamp/Wich fÃ¼r den Verlust des
Mittelfingers eine MdE von 10 % vorgeschlagen (Seite 182) und auch
SchÃ¶nberger/Mehrtens/Valentin sehen in dem Standardwerk "Arbeitsunfall und
Berufskrankheitâ�� in der 9. Auflage aus dem Jahre 2017 â�� nach Ablauf von 6
Monaten â�� nur noch eine MdE von 10 % vor (Seite 605). Ludolph nimmt aber in
der 13. Auflage des Werkes "Der Unfallmannâ�� aus dem Jahre 2013 bereits eine
MdE von 15 % an (Seite 215) und schlÃ¤gt inzwischen schon eine MdE von 20 % vor
(siehe Ludolph/SchÃ¼rmann, MedSach 2016, 60-71 (Seite 65)).

Das Gericht folgt der "Neubewertung der MdE bei unfallchirugisch-orthopÃ¤dischen
Arbeits-unfall- und BK-Folgen in der gesetzlichen Unfallversicherungâ�� (so der
Titels des Aufsatzes von Ludolph und SchÃ¼rmann a.a.O.). Diese Neubewertung der
MdE hinsichtlich der Folgen von Fingerverletzungen berÃ¼cksichtigt die
Anforderungen des gewandelten Arbeitsmarktes. HÃ¤ndische Arbeiten wie
schweres Heben und Tragen, Schaufeln, Bohren sowie Montieren etc. Sind im
Wesentlichen durch den Einsatz von Maschinen abgelÃ¶st worden, lediglich in
einigen Bereichen â�� etwa im Handwerk und Haushaltsbereich â�� sind Greif-,
Halte- und Druckbewegungen noch verbreitet und Ã¼blich. Nahezu
flÃ¤chendeckend ist heute allerdings das Bedienen von Tastaturen â��
insbesondere von Buchstaben- und Zahlenfeldern sowie sonstiger (Druck-)Tasten
â�� durch BerÃ¼hren mit den Fingern Teil der jeweiligen ArbeitstÃ¤tig-keit
(Ludolph/SchÃ¼rmann a.a.O.). Finger(teil)verluste haben daher inzwischen weit
grÃ¶Ã�ere EinschrÃ¤nkungen auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt zur Folge. Dem
Umfang der dadurch verschlossenen ArbeitsmÃ¶glichkeiten ist hier entsprechend
Rechnung zu tragen.
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DarÃ¼ber hinaus sind in dem konkreten hier zu entscheidenden Einzelfall auch
noch weitere BeeintrÃ¤chtigungen zu berÃ¼cksichtigen, die ebenfalls
EinschrÃ¤nkungen im Erwerbsleben zur Folge habe. Wie oben bereits ausgefÃ¼hrt
liegt neben dem vollstÃ¤ndigen Verlust des rechten Zeigefingers im Grundgelenk
auch eine Kraftminderung der rechten Hand vor, daneben sind die
GefÃ¼hlsstÃ¶rung im Bereich des Amputationsstumpfes sowie die
Phantomschmerzen und die BewegungseinschrÃ¤nkungen der Finger 3 â�� 5 sowie
schlieÃ�lich die EinschrÃ¤nkung des Feingriffes der rechten Hand zu
berÃ¼cksichtigen. Eine ErhÃ¶hung der MdE von 20 % auf 30 % kommt insoweit
nach Auffassung der Kammer allerdings nicht in Betracht, eine MdE von 30 % ist
hierfÃ¼r noch nicht gerechtfertigt, da insbesondere der Daumen zusammen mit
den Ã¼brigen noch vorhandenen Fingern die wesentlichen Greif- und
Haltefunktionen sicherÂ¬stellen kann und daher der Umfang der dadurch
verschlossenen ArbeitsmÃ¶glichkeiten nicht derart gravierend zunimmt, dass dies
etwa dem Verlust des Daumens und des Zeigefingers gleich gestellt werden kann,
fÃ¼r den in der Fachliteratur eine MdE von 30 % angenommen wird (vgl.
Mehrhoff/Ekkernkamp/Wich a.a.O. (Seite 183); SchÃ¶nberger/Mehrtens/Valentin
a.a.O. (Seite 606)).

Die Kostenentscheidung folgt aus Â§Â§ 183, 193 SGG (Sozialgerichtsgesetz).

Erstellt am: 20.07.2020

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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